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(Nr. 14176.) Geſetz über die Eingliederung einer Parzelle des Stadtkreiſes Schueidemühl in bie 
Landgemeinde Küddowtal im Netzekreis. Vom 14. September 1934. 


Das Staatsminiſterium hat das folgende Geſetz beſchloſſen: 


§ 1. 
(1) Die bisher zur Stadt und zum Stadtkreis Schneidemühl gehörende Parzelle Gemarkung 
Küddowtal, Kartenblatt 2, Parzelle Nr. 68 wird in die Landgemeinde Küddowtal im Netzekreis 
eingegliedert. 


(2) Mit dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes tritt in dem im Abſ. 1 bezeichneten Gebiete das 
Ortsrecht der Gemeinde Küddowtal und das Kreisrecht des Landkreiſes „Netzekreis“ in Kraft. 


§ 2. 
Das Geſetz tritt mit dem auf die Verkündung folgenden Tage in Kraft. 


Berlin, den 4. September 1934. 


(Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Für den Miniſterpräſidenten: 
Kerrl. Frick. 


Im Namen des Reichs verkünde ich für den Führer und Reichskanzler das vorſtehende 
Geſetz, dem die Reichsregierung ihre Zuſtimmung erteilt hat. 


Berlin, den 14. September 1934. 
Der Preußiſche Miniſterpräſident. 


In Vertretung: 
Kerrl 


Staatsminiſter. 
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(Nr. 14177.) Bekanntmachung, betreffend die abgeänderte Faſſung der $8 1, 6, 8 und 25 des Geſetzes 
vom 28. Auguſt 1905 über die Bekämpfung übertragbarer Krankheiten. Vom 1. Sep⸗ 
tember 1934. 


Außf Grund der im Artikel II des a über eine ue Ne Anderung des Geſetzes vom 
28. Auguft 1905 über die Bekämpfung übertragbarer Krankheiten (Geſetzſamml. S. 373) vom 
10. Auguſt 1934 (Geſetzſamml. S. 347) gegebenen Ermächtigung wird hiermit der Wortlaut der 
§§ 1, 6, 8 und 25 des Geſetzes vom 28. we 1905 in der vom 18. Auguft 1934 ab 
Faſſung Bu befanntgemacht. ; 


Belin, den 1. September 1934. 


Der Preußiſche Miniſter des Innern. 
Im Auftrage: 


Loehrs. 


Abgeänderte Faſſung der 88 1,6, 8 und 25 des Geſetzes vom 28. Auguſt 1905 
über die Bekämpfung übertragbarer Krankheiten. 


SET 

(1) Außer den in dem $ 1 des Reichsgeſetzes, betreffend die Bekämpfung gemeingefährlicher 
Krankheiten, vom 30. Juni 1900 (Reichsgeſetzbl. S. 306) aufgeführten Fällen der Anzeigepflicht — 
bei Ausſatz (Lepra), Cholera (aſiatiſcher), Fleckfieber (Flecktyphus), Gelbfieber, Peſt (orientaliſcher 
Beulenpeſt), Pocken (Blattern) — iſt jede Erkrankung und jeder Todesfall an Diphtherie (Rachen⸗ 
bräune), Gehirnentzündung, epidemiſcher (Encephalitis lethargica sive epidemica, hyper- 
kinetica, akinetica, chronica), Genickſtarre, übertragbarer, Kindbettfieber (Wochenbett⸗, 
Puerperalfieber, auch fieberhafte Fehlgeburt, ſeptiſcher Abort), Kinderlähmung, epidemiſcher, 
Körnerkrankheit (Granulose, Trachom), Rückfallfieber (Febris recurrens), Ruhr, übertragbarer 
(Dysenterie), Scharlach (Scharlachfieber), Typhus (Unterleibstyphus), Milzbrand, Rotz, Tollwut 
(Lyssa) ſowie Bißverletzungen durch tolle oder der Tollwut verdächtige Tiere, bakterielle Lebens⸗ 
mittelvergiftung, Trichinoſe ſowie auch jeder Verdachtsfall an Typhus (Unterleibstyphus) der für 
den Aufenthaltsort des Erkrankten oder den Sterbeort zuſtändigen Polizeibehörde innerhalb vier⸗ 
undzwanzig Stunden nach erlangter Kenntnis anzuzeigen. 


(2) Als typhusverdächtig gelten auch ſolche anſcheinend geſunde Perſonen, deren Aus- 
ſcheidungen die Erreger des Typhus enthalten (Bazillenträger, Typhusdauerausſcheider). 


(3) Wechſelt der Erkrankte beziehungsweiſe bei Typhus auch der Typhusverdächtige die Woh⸗ 
nung oder den Aufenthaltsort, ſo iſt dies innerhalb vierundzwanzig Stunden nach erlangter 
Kenntnis bei der Polizeibehörde, bei einem Wechſel des Aufenthaltsorts auch bei ee en des 
neuen Aufenthaltsorts, zur Anzeige zu bringen. 


§ 6. | ; 

(1) Auf Erkrankungen, Verdacht der Erkrankungen und Todesfälle an Gehirnentzündung, 
epidemiſcher, Genickſtarre, übertragbarer, Kindbettfieber, Kinderlähmung, epidemiſcher, Typhus 
(Unterleibstyphus) ſowie auf Erkrankungen und Todesfälle an Diphtherie, Körnerkrankheit, Rück⸗ 
fallfieber, Ruhr, übertragbarer, Scharlach, Milzbrand, Rotz, Tollwut, Bißverletzungen durch tolle 
oder der Tollwut verdächtige Tiere, bakterieller Lebensmittelvergiftung, Trichinoſe finden die in 
den SS 6 bis 10 des Reichsgeſetzes, betreffend die Bekämpfung gemeingefährlicher Krankheiten, ent⸗ 
haltenen Beſtimmungen über die Ermittelung der Krankheit entſprechende Anwendung. Befindet 
ſich jedoch der Kranke in ärztlicher Behandlung, ſo iſt dem beamteten Arzte der Zutritt unterſagt, 
wenn der behandelnde Arzt erklärt, daß von dem Zutritte des beamteten Arztes eine Gefährdung 
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der Geſundheit oder des Lebens des Kranken zu befürchten iſt. Vor dem Zutritte des beamteten 
tal ift dem behandelnden Arzte Gelegenheit zu dieſer Erklärung zu geben. 


ö) Außerdem ift bei Kindbettfieber oder Verdacht desſelben dem beamteten Arzte der Zutritt 
nur mit Zuſtimmung des Haushaltungsvorſtandes geſtattet. 


(3) Auch kann bei Typhus⸗ oder Rotzverdacht eine Offnung der Leiche polizeilich angeordnet 
werden, inſoweit der beamtete Arzt dies zur Feſtſtellung der Krankheit für erforderlich hält. 


(4) Perſonen, gegen die begründeter Verdacht beſteht, daß in ihren Ausſcheidungen Erreger 
der im Abſ. 1 genannten Krankheiten enthalten find, haben auf Erfordern des beamteten Arztes 
oder der Polizeibehörde ihre Ausſcheidungen, einen Abſtrich und, ſoweit es der beamtete Arzt für 
notwendig erachtet, eine Blutprobe zur bakteriologiſchen baro: ſerologiſchen Unterſuchung zur Ver- 
fügung zu stellen. 

§ 8. 

i) Zur Verhütung der Verbreitung der nachſtehend aettarititen Krankheiten tönnen für die 
Dauer der Krankheitsgefahr die Abſperrungs⸗ und Aufſichtsmaßregeln der SS 12 bis 19 und 21 des 
Reichsgeſetzes, betreffend die Bekämpfung gemeingefährlicher Krankheiten, nach Maßgabe der nach- 
ſtehenden Beſtimmungen polizeilich angeordnet werden, und zwar bei: 

1. Diphtherie (Rachenbräune): Abſonderung kranker Perſonen (S 14 Abſ. 2), jedoch mit der 
Maßgabe, daß die Überführung von Kindern in ein Krankenhaus oder in einen andern 
geeigneten Unterkunftsraum gegen den Widerſpruch der Eltern nicht angeordnet werden 

darf, wenn nach der Anſicht des beamteten Arztes eine ausreichende Abſonderung in der 
Wohnung ſichergeſtellt ijt, Verkehrsbeſchränkungen für das berufsmäßige Pflegeperjonal 
($ 14 Abſ. 5), Verbot oder Beſchränkung der Anſammlung größerer Menſchenmengen 
(8 15 Nr. 3), ſobald die Krankheit einen epidemiſchen Charakter angenommen hat, Über⸗ 
wachung der gewerbsmäßigen Herſtellung, Behandlung und Aufbewahrung ſowie des 
Vertriebs von Gegenſtänden, welche geeignet ſind, die Krankheit zu verbreiten, nebſt den 
zur Verhütung der Verbreitung der Krankheit erforderlichen Maßregeln ($ 15 Nr. 1 
und 2) mit der Maßgabe, daß dieſe Anordnungen nur für Ortſchaften zuläſſig ſind, welche 
von der Krankheit befallen find, Fernhaltung von dem Schul- und Unterrichtsbeſuche 
(8 16), Desinfektion ($ 19 Abſ. 1 und 3), Vorſichtsmaßregeln bezüglich der Leichen ($ 21); 

1a, Gehirnentzündung, epidemiſcher: Beobachtung akut kranker, krankheitsverdächtiger und 
anſteckungsverdächtiger Perſonen (§ 12), Abſonderung akut kranker und krankheitsver⸗ 
dächtiger Perſonen (§ 14 Abſ. 2 und 3), jedoch mit der Maßgabe, daß die Überführung 
von Kindern in ein Krankenhaus oder in einen anderen geeigneten Unterkunftsraum gegen 
den Widerſpruch der Eltern nicht angeordnet werden darf, wenn nach der Anſicht des 
beamteten Arztes eine ausreichende Abſonderung in der Wohnung ſichergeſtellt iſt, Ver⸗ 
kehrsbeſchränkungen für das berufsmäßige Pflegeperſonal (S 14 Abſ. 5), Verbot oder 
Beſchränkung der Anſammlung größerer Menſchenmengen ($ 15 Nr. 3), ſobald die 
Krankheit einen epidemiſchen Charakter angenommen hat, Fernhaltung von dem Schul⸗ 
und Unterrichtsbeſuche ($ 16), Desinfektion bei akut kranken und krankheitsverdächtigen 

Perſonen ($ 19 Abſ. 1 und 3), Vorſichtsmaßnahmen bezüglich der Leichen (§ 21); 

2. Genickſtarre, übertragbarer: Beobachtung kranker, krankheitsverdächtiger und anſteckungs⸗ 
verdächtiger Perſonen (§ 12), Abſonderung kranker Perſonen (8 14 Abſ. 2), Verkehrs⸗ 
beſchränkungen für das berufsmäßige Pflegeperſonal ($ 14 bj. 5), Verbot oder Be- 
ſchränkung der Anſammlung größerer Menſchenmengen ($ 15 Nr. 3), ſobald die Krankheit 
einen epidemiſchen Charakter angenommen hat, Fernhaltung von dem Schul⸗ und Unter⸗ 

richtsbeſuche (§ 16), Desinfektion (§ 19 Abſ. 1 und 3); 

3. Kindbettfieber (Wochenbett, Puerperalfieber, auch fieberhafte Fehlgeburt, ſeptiſcher Abort): 

; Verkehrsbeſchränkungen für Hebammen und dla nen (§ 14 Abi. 5), 
Desinfektion (§ 19 Abſ. 1 und 3). 

Arzte ſowie andere die Heilkunde gewerbsmäßig betreibende Personen haben in 

jedem Falle, in welchem ſie zur Behandlung einer an Kindbettfieber Erkrankten zugezogen 


384. 


10. 


dale 
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werden, unverzüglich die bei derſelben tätige oder tätig geweſene Hebamme zu 
benachrichtigen. 

Hebammen oder Wochenbettpflegerinnen, welche bei einer an Kindbettfieber Er⸗ 
krankten während der Entbindung oder im Wochenbett tätig ſind, iſt während der Dauer 
der Beſchäftigung bei der Erkrankten und innerhalb einer Friſt von acht Tagen nach Be⸗ 
endigung derſelben jede anderweite Tätigkeit als Hebamme oder Wochenbettpflegerin unter⸗ 
ſagt. Auch nach Ablauf der achttägigen Friſt iſt eine Wiederaufnahme der Tätigkeit nur 
nach gründlicher Reinigung und Desinfektion ihres Körpers, ihrer Wäſche, Kleidung und 
Inſtrumente nach Anweiſung des beamteten Arztes geſtattet. Die Wiederaufnahme der 
Berufstätigkeit vor Ablauf der achttägigen Friſt iſt jedoch zuläſſig, wenn der beamtete Arzt 
dies für unbedenklich erklärt; 


„Kinderlähmung, epidemiſcher: Beobachtung kranker, krantheitsverdächtiger und anſteckungs⸗ 


verdächtiger Perſonen (§ 12), Abſonderung kranker und krankheitsverdächtiger Perſonen 
(§ 14 Abſ. 2 und 3), jedoch mit der Maßgabe, daß die Überführung von Kindern in ein 
Krankenhaus oder in einen anderen geeigneten Unterkunftsraum gegen den Widerſpruch 
der Eltern nicht angeordnet werden darf, wenn nach der Anſicht des beamteten Arztes 
eine ausreichende Abſonderung in der Wohnung ſichergeſtellt iſt, Verkehrsbeſchränkungen 
für das berufsmäßige Pflegeperſonal (§S 14 Abſ. 5), Verbot oder Beſchränkung der An- 
ſammlung größerer Menſchenmengen ($ 15 Nr. 3), ſobald die Krankheit einen epidemiſchen 
Charakter angenommen hat, Fernhaltung von dem Schul- und Unterrichtsbeſuche (S 16), 
Desinfektion bei kranken und krankheitsverdächtigen Perſonen (§ 19 Abſ. 1 und 3), Vor⸗ 
ſichtsmaßregeln bezüglich der Leichen (§ 21); 


Körnerkrankheit (Granuloſe, Trachom): Beobachtung kranker und krankheitsverdächtiger 


Perſonen ($ 12), Meldepflicht (§ 13), Desinfektion ($ 19 Abſ. 1 und 3); 


. Rüdfallfieber (Febris recurrens): Beobachtung kranker Perſonen (§ 12), Meldepflicht 


($ 13), Abſonderung kranker Perſonen (§ 14 Abſ. 2 und 3), Desinfektion (§ 19 Abſ. 1 
und 3) und Entlauſung der kranken, krankheitsverdächtigen und anſteckungsverdächtigen 
Perſonen; 


Ruhr, übertragbarer (Dysenterie); Abſonderung kranker Perſonen ($ 14 Abſ. 2), Ber- 


bot oder Beſchränkung der Anſammlung größerer Menſchenmengen (§ 15 Nr. 3), ſobald 
die Krankheit einen epidemiſchen Charakter angenommen hat, Fernhaltung von dem 
Schul⸗ und Unterrichtsbeſuche (§ 16), Verbot oder Beſchränkung der Benutzung von 
Waſſerverſorgungsanlagen uſw. (§ 17), Räumung von Wohnungen und Gebäuden (§ 18), 
Desinfektion ($ 19 Abſ. 1 und 3), Vorſichtsmaßregeln bezüglich der Leichen ($ 21); 


Scharlach: wie zu Nr. 1; 
. Syphilis, Tripper und Schanker, bei Perſonen, welche gewerbsmäßig Unzucht treiben: 


Beobachtung kranker, krankheits- oder anſteckungsverdächtiger Perſonen ($ 12), Abſonde⸗ 
rung kranker Perſonen (§ 14 Abſ. 2); 


Typhus (Unterleibstyphus): Beobachtung kranker Perſonen ($ 19), Meldepflicht (§ 13), 
Abſonderung kranker Perſonen (§ 14 Abſ. 2 und 3 Satz 1), Kennzeichnung der Woh⸗ 
nungen und Häuſer ($ 14 Abſ. 4), Verkehrsbeſchränkungen für das berufsmäßige Pflege- 
perſonal ($ 14 Abſ. 5), Überwachung der gewerbsmäßigen Herſtellung, Behandlung und 
Aufbewahrung ſowie des Vertriebs von Gegenſtänden, welche geeignet ſind, die Krank⸗ 
heit zu verbreiten, nebſt den zur Verhütung der Verbreitung der Krankheit erforderlichen 
Maßregeln (§ 15 Nr. 1 und 2) mit der in Nr. 1 bezeichneten Maßgabe, Verbot oder Be⸗ 
ſchränkung der Anſammlung größerer Menſchenmengen (S 15 Nr. 3), ſobald die Krank⸗ 
heit einen epidemiſchen Charakter angenommen hat, Fernhaltung von dem Schul- und 
Unterrichtsbeſuche (§ 16), Verbot oder Beſchränkung der Benutzung von Waſſerverſor⸗ 
gungsanlagen uſw. ($ 17), Räumung von Wohnungen und Gebäuden (§ 18), Des- 
infektion ($ 19 Abſ. 1 und 3), Vorſichtsmaßregeln bezüglich der Leichen ($ 21); 

Milzbrand: Überwachung der gewerbsmäßigen Herſtellung, Behandlung und Aufbewah⸗ 
rung ſowie des Vertriebs von Gegenſtänden, welche geeignet ſind, die Krankheit zu ver⸗ 
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breiten, nebſt den zur Verhütung der Verbreitung der Krankheit erforderlichen Maßregeln 
(§ 15 Nr. 1 und 2) mit der in Nr. 1 bezeichneten Maßgabe, Desinfektion (§ 19 a 1 
und 3), Vorſichtsmaßregeln bezüglich der Leichen (§ 21); 


12. Rotz: Beobachtung kranker Perſonen ($ 12), Abſonderung kranker Perſonen ($ 14 
Abi. 2 und 3 Satz 1), Desinfektion (§ 19 Abſ. 1 und 3), Vorſichtsmaßregeln bezüglich der 
Leichen (§ 21); 

13. Tollwut: Beobachtung gebiſſener Perſonen (S 12), Abſonderung kranker Perſonen 
(§ 14 Abſ. 2); 


14. bakteriellen Lebensmittelvergiftungen: Beobachtung kranker Perſonen (§ 12), Abſonde⸗ 
rung kranker Perſonen (S 14 Abſ. 2), Verkehrsbeſchränkungen für das berufsmäßige 
Pflegeperſonal (§ 14 Abſ. 5), Überwachung der gewerbsmäßigen Herſtellung, Behandlung 
und Aufbewahrung ſowie des Vertriebs von Gegenſtänden, welche geeignet ſind, die 
Krankheit zu verbreiten, nebſt den zur Verhütung der Verbreitung der Krankheit er⸗ 
forderlichen Maßregeln (§S 15 Nr. 1 und 2) mit der Maßgabe, daß dieſe Anordnungen 
nur für Ortſchaften zuläſſig ſind, die von der Krankheit befallen ſind, Fernhaltung vom 
Schul⸗ und Unterrichtsbeſuch (§ 16), Desinfektion (§ 19 Abſ. 1 und 3), Vorſichtsmaß⸗ 
regeln bezüglich der Leichen (§ 21). 


Erkrankungsfälle, in welchen Verdacht von Kindbettfieber (Nr. 3), Rückfallfieber (Nr. 6), 
Typhus (Nr. 10) und Rotz (Nr. 12) vorliegt, ſind bis zur Beſeitigung dieſes Verdachts wie die 
Krankheit ee zu behandeln. 


§ 25. 
Die Koften, welche durch die amtliche Beteiligung des beamteten Arztes bei der Ausführung 
des Reichsgeſetzes, betreffend die Bekämpfung gemeingefährlicher Krankheiten, ſowie bei der Aus⸗ 
führung des gegenwärtigen Geſetzes entſtehen, fallen der Staatskaſſe zur Laſt. 


(Nr. 14178.) Zweite Preußiſche Durchführungsverordnung zur Käſeverordnung vom 20. Februar 
1934 (Reichsgeſetzbl. I S. 114). Vom 20. September 1934, 


Auf Grund des § 12 der Käſeverordnung vom 20. Februar 1934 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 114) 
wird verordnet: 


§ 1. 

(1) Wer in Preußen Käſe, ausgenommen Magerkäſe, herſtellt oder fertiglagert und nach 
§ 10 der Käſeverordnung zur Kennzeichnung verpflichtet ift, hat bei dem nach Anlage 1 zur Ber- 
ordnung über den Zuſammenſchluß der deutſchen Milchwirtſchaft vom 27. März 1934 (Reichs⸗ 
geſetzbl. 1 S. 259) zuſtändigen Milchwirtſchaftsverbande die Erteilung einer Kontrollnummer zu 
beantragen. Hierbei hat der Antragſteller ſeinen Namen, ſeine Firma und ſeinen Wohnſitz oder 
ſeine Niederlaſſung anzugeben. Der Milchwirtſchaftsverband kann die Erteilung der Kontroll⸗ 
nummer davon abhängig machen, daß der Antragſteller über die erforderlichen Einrichtungen 
und über geeignete Herſtellungs⸗ und Lagerräume verfügt. Von jeder Anderung in der Firma 
oder von ihrem Erlöſchen ſowie von einer Betriebseinſtellung iſt dem Milchwirtſchaftsverband 
unverzüglich Kenntnis zu geben. Von dieſem Zeitpunkt an darf die zugewieſene Kontrollnummer 
nicht mehr geführt werden. Die Kontrollnummer iſt unübertragbar. 


(2) Bei der Kennzeichnung nach § 8 Ziffer 1 e der Käſeverordnung tritt die Kontrollnummer 
des Betriebs an die Stelle der Firma des Kennzeichnungspflichtigen. 


(3) Der Erlaß näherer Anweiſungen bleibt vorbehalten. 
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§ 2. : 
Die Besser tritt am 1. Oftober 1934 in Kraft. Für die geit bis zum 315 Degembe 
1934 kann an Stelle der Kontrollnummer die Herſtellerfirma n werden. 


Berlin, den 20. September 1934. 
1 Preußiſche AS 


In Vertretung: 


Willikens. 


Bekanntmachung. 
Nach Yori ſchrift des Gesees vom 10. April 1872 (Geſezſamml. ©. 351) ind bekanntgemacht: 


1. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 22. Juni 1934 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Stadt Hannover zur Regulierung Beh 
oberen Leinetals im Stadtgebiet Hannover 


durch das Amtsblatt der Regierung in Hannover Nr. 34 S. 199, ausgegeben a am 25. Auguſt 1934; 


m 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 12. Juli 1934 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Waſſergenoſſenſchaft hl 
in Aachen für den Bau einer Rurſtauanlage bei Schwammennauel 


durch das Amtsblatt der Regierung in Aachen Nr. 29 S. 191, ausgegeben am 21. Juli 19343 


3. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 23. Juli 1934 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Stadt Küſtrin zur Anlage und 
Erweiterung von Übungsplätzen 


durch das Amtsblatt der Regierung in Frankfurta. O. Nr. 35S. 219, ausgegeben am 1. September 1934; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 8. Auguft 1934 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Stadt Ahaus für d die Verlängerung 
der Tückingſtraße 


durch das Amtsblatt der Regierung in Münſter Nr. 36 S. 133, ausgegeben am 8. September 1934; 


> 


a 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 10. Auguſt 1934 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Ruhrgas A.-G. in Eſſen Fie den Bau 
einer Gasfernleitung im Stadtgebiet Witten 


durch das Amtsblatt der Regierung in Arnsberg Nr. 35 S. 91 e e am 1. September 1934; 


S 


der Exlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 17. Auguſt 1934 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an das. Deutſche N eichswehrfiskus) 
für Zwecke der Marineverwaltung 


durch das Amtsblatt der Regierung! in Schleswig Nr. 37 S. 267, ausgegeben am 15. September 1934; 


7. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 31. Auguſt 1934 


über die Verleihung des Enteignungsxechts an das Deutſche Reich (MReichswehrfiskus) 
für Reichszwecke 


durch das Amtsblatt der Regierung in Arnsberg Nr. 36 S. 93, ausgegeben am 8. a ee a 1934; 


8. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 3. September 1934 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an das Amt Ibbenbüren (Kreis Tecklenburg) 
zur Errichtung eines Hochbehälters für das Waſſerwerk des Amtes Ibbenbüren 


durch das Amtsblatt der Regierung in Münſter Nr. 37 S. 137, ausgegeben am 15. September 1934; 
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9. Der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 4. September 1934 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an das Deutſche Reich für Reichszwecke 
durch das Amtsblatt der Regierung in Arnsberg Nr.37 S.95, ausgegeben am 15. September 1934; 


10. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 6. September 1934 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an das Deutſche Reich (Reichswehrfiskus) für 
Reichszwecke 
durch das Amtsblatt der Regierung in Marienwerder Nr. 37 S. 69, ausgegeben am 15. September 1934; 


11. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 6. September 1934 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Ilſe, Bergbau ⸗Aktiengeſellſchaft in 
Grube Ilſe, zur Verlegung der 15 000 Volt-Ringleitung zwiſchen den Kraftwerken Renate 
und Marga in der Gemarkung Senftenberg N. L. 
durch das Amtsblatt der Regierung in Frankfurt a. O. Nr. 37 S. 233, ausgegeben am 15. September 1934; 


12. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 7. September 1934 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an das Deutſche Reich (Reichswehrfiskus) für 
öffentliche Zwecke 
durch das Amtsblatt der Regierung in Frankfurta. O. Nr. 37 S. 233, ausgegeben am 15. September 1934. 
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